
Erläuternder	Bericht	des	Vorstands	zu	den	Angaben	zu	§§	289	Abs.	4,	315	Abs.	4	HGB	(Textfassung	
gemäß	HGBEG)	

	

Die	nachfolgenden	Angaben	geben	die	Verhältnisse	am	Bilanzstichtag	30.09.2017	wieder.	

Zusammensetzung	des	gezeichneten	Kapitals	(Nr.	1)	

Das	Grundkapital	der	BRAIN	AG	beträgt	zum	Bilanzstichtag	18.055.782	€.	Das	Grundkapital	ist	
eingeteilt	in	18.055.782	Stückaktien,	auf	die	jeweils	ein	anteiliger	Betrag	des	Grundkapitals	von	1,00	
€	entfällt.	Die	Anteile	sind	voll	einbezahlt	und	lauten	auf	den	Namen.	Die	Gesellschaft	hält	am	
Bilanzstichtag	keine	eigenen	Aktien.	

Beschränkungen,	die	Stimmrechte	oder	die	Übertragung	von	Aktien	betreffen	(Nr.	2)	

Beschränkungen,	die	Stimmrechte	oder	die	Übertragung	von	Aktien	betreffen,	auch	wenn	sie	sich	
aus	Vereinbarungen	zwischen	Gesellschaftern	ergeben	können,	sind	dem	Vorstand	der	Gesellschaft	
nicht	bekannt.	

Anteilsbesitz	mit	mehr	als	10%	der	Stimmrechte	(Nr.	3)	

Die	MP	Beteiligungs-GmbH,	Kaiserslautern,	hält	zum	30.	September	2017	35	%	am	Kapital	der	
Gesellschaft.	Weitere	Anteilseigner	mit	einem	Anteilsbesitz	von	mehr	als	10	%	der	Stimmrechte	gibt	
es	zum	30.	September	2017	nicht.	

Abhängigkeitsbericht	

Gemäß	§	312	Abs.	3	AktG	erklärt	der	Vorstand	der	BRAIN	AG,	dass	die	Gesellschaft	bei	den	im	Bericht	
über	die	Beziehungen	zu	verbundenen	Unternehmen	für	den	Berichtszeitraum	vom	9.	März	2017	bis	
zum	30.	September	2017	aufgeführten	Rechtsgeschäften	nach	den	Umständen,	die	ihm	in	dem	
Zeitpunkt	bekannt	waren,	in	dem	das	Rechtsgeschäft	vorgenommen	wurde,	bei	jedem	
Rechtsgeschäft	eine	angemessene	Gegenleistung	erhielt.	Andere	Maßnahmen	auf	Veranlassung	oder	
im	Interesse	des	beherrschenden	Unternehmens	oder	eines	mit	ihm	verbundenen	Unternehmens	
lagen	im	Berichtszeitraum	nicht	vor.	

Inhaber	von	Aktien	mit	Sonderrechten	(Nr.	4)	

Bei	der	BRAIN	AG	gibt	es	keine	Aktien	mit	Sonderrechten,	die	Kontrollbefugnisse	verleihen.	

Stimmrechtskontrolle	am	Kapital	beteiligter	Arbeitnehmer	(Nr.	5)	

Stimmrechtskontrollen	für	am	Kapital	beteiligte	Arbeitnehmer	für	den	Fall	nicht	unmittelbar	
auszuübender	Kontrollrechte	liegen	nicht	vor.	

Regeln	über	die	Ernennung	und	Abberufung	von	Vorstandsmitgliedern	(Nr.	6)	

Nach	§	84	AktG	und	der	Satzung	der	BRAIN	AG	werden	die	Mitglieder	des	Vorstands	vom	Aufsichtsrat	
bestellt.	Gemäß	§	7	der	Satzung	der	BRAIN	AG	besteht	der	Vorstand	aus	einer	oder	mehreren	
Personen.	Die	Anzahl	der	Vorstandsmitglieder	bestimmt	der	Aufsichtsrat.	Der	Aufsichtsrat	kann	
einen	Vorsitzenden	des	Vorstands	und	einen	stellvertretenden	Vorsitzenden	des	Vorstands	ernennen	
sowie	stellvertretende	Vorstandsmitglieder	bestellen.	Besteht	der	Vorstand	aus	mehreren	



Mitgliedern,	werden	Beschlüsse	des	Vorstands	mit	einfacher	Stimmenmehrheit	gefasst.	Hat	der	
Aufsichtsrat	einen	Vorsitzenden	des	Vorstands	ernannt	und	besteht	der	Vorstand	aus	mindestens	
drei	Mitgliedern,	ist	bei	Stimmengleichheit	dessen	Stimme	ausschlaggebend.	

Regeln	zu	Änderungen	der	Satzung	(Nr.	6)	

Änderungen	der	Satzung	bedürfen	eines	Beschlusses	der	Hauptversammlung.	Die	Beschlüsse	der	
Hauptversammlung	bedürfen	der	einfachen	Stimmenmehrheit,	sofern	nicht	das	Gesetz	zwingend	
eine	größere	Mehrheit	vorschreibt.	

Vorstandsbefugnisse	bezüglich	Ausgabe	und	Rückkauf	von	Aktien	(Nr.	7)	

Die	BRAIN	AG	verfügt	über	ein	genehmigtes	und	bedingtes	Kapital	wie	folgt:	

Genehmigtes	Kapital	

Das	zum	30.	September	2016	bestehende	genehmigte	Kapital	in	Höhe	von	2.862.909	€	(Genehmigtes	
Kapital	2015/1)	wurde	mit	Beschlussfassung	der	Hauptversammlung	vom	9.	März	2017	aufgehoben.	
Mit	Beschlussfassung	der	Hauptversammlung	vom	9.	März	2017	wurde	ein	genehmigtes	Kapital	in	
Höhe	von	8.207.174	€	geschaffen	(Genehmigtes	Kapital	2017/I).	Das	Genehmigte	Kapital	2017/I	
wurde	am	20.	März	2017	in	das	Handelsregister	eingetragen.	Der	Vorstand	wurde	ermächtigt,	mit	
der	Zustimmung	des	Aufsichtsrates	in	der	Zeit	bis	zum	8.	März	2022	das	Grundkapital	der	
Gesellschaft	einmalig	oder	mehrmals,	höchstens	jedoch	um	bis	zu	nominal	8.207.174	€	durch	die	
Ausgabe	von	bis	zu	8.207.	174	neuer,	auf	den	Namen	lautender	Stückaktien	gegen	Bar-	und/oder	
Sacheinlage	zu	erhöhen,	wobei	das	gesetzliche	Bezugsrecht	der	Aktionäre	ganz	oder	teilweise	
ausgeschlossen	werden	kann.	Wenn	die	neuen	Aktien	gegen	Bareinlagen	ausgegeben	werden,	kann	
das	gesetzliche	Bezugsrecht	der	Aktionäre	ganz	oder	teilweise	ausgeschlossen	werden,	wenn	der	
Ausgabepreis	der	neuen	Aktien	den	Börsenpreis	der	bereits	börsennotierten	Aktien	der	Gesellschaft	
zum	Zeitpunkt	der	endgültigen	Festlegung	des	Ausgabepreises	nicht	wesentlich	unterschreitet	und	
die	Anzahl	der	in	dieser	Weise	unter	Ausschluss	des	Bezugsrechts	ausgegebenen	Aktien	insgesamt	10	
%	des	Grundkapitals	nicht	überschreitet.	

Unter	erstmaliger	teilweiser	Ausnutzung	des	genehmigten	Kapitals	2017/I	hat	der	Vorstand	am	7.	
September	2017	mit	Zustimmung	des	Aufsichtsrats	vom	7.	September	2017	neue	Aktien	gegen	
Bareinlage	in	Höhe	von	1.641.434	€	ausgegeben.	Am	Abschlussstichtag	30.	September	2017	bestand	
sonach	ein	genehmigtes	Kapital	in	Höhe	von	6.565.740	€.	

Bedingtes	Kapital	

Gemäß	§	5	Abs.	3	und	4	der	Satzung	ist	das	Grundkapital	um	5.090.328	€	durch	die	Ausgabe	von	bis	
zu	5.090.328	neuer,	auf	den	Namen	lautender	Stückaktien	(Bedingtes	Kapital	2015/I)	sowie	um	
weitere	1.272.581	€	durch	die	Ausgabe	von	bis	zu	1.272.581	neuer,	auf	den	Namen	lautender	
Stückaktien	(Bedingtes	Kapital	2015/II)	bedingt	erhöht.	Das	Bedingte	Kapital	2015/I	dient	
ausschließlich	der	Gewährung	von	Aktien	an	die	Inhaber	von	Optionsschuldverschreibungen	und	
Wandelschuldverschreibungen,	die	aufgrund	der	Ermächtigung	des	Vorstandes	durch	den	Beschluss	
der	Hauptversammlung	vom	8.	Juli	2015	von	der	Gesellschaft	begeben	werden.	Die	bedingte	
Kapitalerhöhung	wird	durch	die	Ausgabe	von	bis	zu	5.090.328	neuer,	auf	den	Namen	lautender	
Stückaktien	nur	insoweit	durchgeführt,	wie	die	Inhaber	der	Wandelschuldverschreibungen	und/oder	
Optionsschuldverschreibungen	von	ihren	Wandlungsrechten	bzw.	Optionsrechten	Gebrauch	machen	



oder	die	zur	Wandlung	verpflichteten	Inhaber	der	Wandelschuldverschreibungen	ihrer	Pflicht	zur	
Wandlung	genügen,	und	soweit	nicht	andere	Erfüllungsformen	zur	Bedienung	eingesetzt	werden.	
Eine	Erhöhung	des	Grundkapitals	aus	dem	Bedingten	Kapital	2015/I	war	zum	Abschlussstichtag	am	
30.	September	2017	nicht	durchgeführt.	

Das	Bedingte	Kapital	2015/II	dient	ausschließlich	der	Bedienung	von	Bezugsrechten	aus	
Aktienoptionen,	die	gemäß	dem	Beschluss	der	Hauptversammlung	vom	8.	Juli	2015	im	Rahmen	eines	
Aktienoptionsplans	im	Umfang	von	bis	zu	1.272.581	Aktienoptionen	mit	Bezugsrechten	auf	Aktien	
der	BRAIN	AG	mit	einer	Laufzeit	von	bis	zu	acht	Jahren	den	Mitgliedern	des	Vorstands	der	
Gesellschaft,	den	Mitgliedern	der	Geschäftsführungen	verbundener	Unternehmen	sowie	
Führungskräften	und	sonstigen	Mitarbeitern	der	Gesellschaft	in	hervorgehobener	Position	gewährt	
werden.	Die	bedingte	Kapitalerhöhung	wird	nur	so	weit	durchgeführt,	wie	die	Inhaber	der	
ausgegebenen	Bezugsrechte	hiervon	Gebrauch	machen	und	die	Gesellschaft	nicht	zur	Erfüllung	
dieser	Bezugsrechte	eigene	Aktien	oder	einen	Barausgleich	gewährt.	Eine	Erhöhung	des	
Grundkapitals	aus	dem	Bedingten	Kapital	2015/II	war	zum	Abschlussstichtag	am	30.	September	2017	
nicht	durchgeführt.	

Aktienoptionen	

Durch	Beschluss	der	Hauptversammlung	am	8.	Juli	2015	wurde	der	Vorstand	ermächtigt,	mit	der	
Zustimmung	des	Aufsichtsrates	im	Rahmen	eines	Aktienoptionsplans	bis	zum	30.	September	2020	bis	
zu	1.272.581	Aktienoptionen	mit	Bezugsrechten	auf	Aktien	der	BRAIN	AG	mit	einer	Laufzeit	von	bis	
zu	acht	Jahren	mit	der	Maßgabe	auszugeben,	dass	jede	Aktienoption	das	Recht	zum	Bezug	einer	
Aktie	und	nach	Maßgabe	weiterer	Bestimmungen	gewährt.	Zur	Ausgabe	von	Aktien	an	Mitglieder	des	
Vorstands	der	BRAIN	AG	gilt	diese	Ermächtigung	allein	für	den	Aufsichtsrat.	Zum	Abschlussstichtag	
am	30.	September	2017	waren	noch	keine	Aktienoptionen	ausgegeben.	Zur	Absicherung	und	
Bedienung	der	Aktienoptionen	hat	die	Hauptversammlung	das	Grundkapital	um	1.272.581	€	bedingt	
erhöht	(Bedingtes	Kapital	2015/II).	

Mit	Beschluss	vom	8.	Juli	2015	ermächtigte	die	Hauptversammlung	den	Vorstand	gemäß	§	71	Abs.	1	
Nr.	8	AktG,	eigene	Aktien	zu	jedem	zulässigen	Zweck	im	Rahmen	der	gesetzlichen	Beschränkungen	
und	nach	Maßgabe	näherer	Bestimmungen	zu	erwerben.	Die	Ermächtigung	gilt	vom	Zeitpunkt,	in	
dem	der	Ermächtigungsbeschluss	wirksam	wird,	bis	zum	7.	Juli	2020	und	ist	insgesamt	auf	einen	
Anteil	von	10%	des	im	Zeitpunkt	der	Beschlussfassung	oder,	falls	dieser	Wert	geringer	ist,	des	zum	
Zeitpunkt	der	Ausübung	der	Ermächtigung	bestehenden	Grundkapitals	beschränkt.	Der	Beschluss	
wurde	am	1.	Oktober	2015	im	Handelsregister	eingetragen.	Die	BRAIN	AG	hat	von	der	Ermächtigung	
zum	Erwerb	eigener	Anteile	im	Geschäftsjahr	2016/17	wie	auch	im	Vorjahr	keinen	Gebrauch	
gemacht.	

Wesentliche	Vereinbarungen	für	den	Fall	eines	Kontrollwechsels	infolge	eines	Übernahmeangebots	
(Nr.	8)	sowie	Entschädigungsvereinbarungen	für	den	Fall	eines	Übernahmeangebots	(Nr.	9)		

Die	Gesellschaft	hat	keine	Vereinbarungen	getroffen	im	Sinne	des	§	315	Abs.	4	Nr.	8	und	9	HGB.	


